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1 ANLASS, ZIELE UND ZWECKE DES BEBAUUNGSPLANS 

Das im Süden des Ortsteils Döggingen gelegene Wohngebiet ‚Hofwiesen‘ wurde seit der 
Baugebietsausweisung im Jahr 2007 in mehreren Abschnitten erschlossen. Die 
Baugrundstücke des ersten und zweiten Bauabschnitts sind bis auf ein Grundstück bebaut. 
Die Grundstücke innerhalb des im Jahr 2023 fertiggestellten dritten Bauabschnittes sind 
größtenteils vergeben oder reserviert.  

Um die Voraussetzungen für die Erschließung des vierten Bauabschnittes mit sechs neuen 
Baugrundstücken zu schaffen, hat der Gemeinderat am 30.11.2022 den 
Aufstellungsbeschluss des vorliegenden Bebauungsplans gefasst.  

Zwar hat sich die Nachfrage nach Bauland aufgrund der aktuellen Rahmenbedingungen 
(gestiegene Baukosten und Kreditzinsen) spürbar beruhigt, doch geht die Stadt 
Bräunlingen hierbei von vorübergehenden Effekten aus. Grundsätzlich besteht weiterhin 
ein sehr großer Wohnraumbedarf in Bräunlingen und der Umgebung und es ist auch für die 
nächsten Jahre von einer anhaltenden Nachfrage nach Baugrundstücken auszugehen.  

Insofern sollen nunmehr die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Erweiterung 
des Wohngebietes geschaffen werden, um auch weiterhin in angemessenem Umfang 
Wohnflächen vorrangig für die Eigenentwicklung aus Nachfrage durch die Ortsbevölkerung 
bereitstellen zu können. Hierzu soll das Baugebiet im Norden um rd. 0,36 ha erweitert 
werden. 

Neben der Planerweiterung sind auch im noch unbebauten Geltungsbereich des 
rechtskräftigen Bebauungsplans verschiedene Anpassungen erforderlich und daher 
Gegenstand des vorliegenden Planverfahrens: Anpassung der Straßenverkehrsflächen 
durch Ausweisung einer Erschließungstrasse für den Erweiterungsteil; Herausnahme des 
bisherigen Wendehammers am östlichen Ausbauende; Überplanung der bisherigen 
Fußwegverbindung, der Grünfläche und der drei öffentlichen Parkplätze im zentralen 
Bereich des Baugebietes; Anpassung von Bauvorschriften: flexiblere 
Baufensterausweisung, Anpassung von Höhenfestsetzungen, der zulässigen Dachformen 
u.A. 

Diese und weitere Planänderungen sollen im Rahmen des vorliegenden 
Bebauungsplanverfahrens „Hofwiesen – 3. Änderung und Erweiterung“ vollzogen und zur 
Rechtskraft gebracht werden.  
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2 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH DES BEBAUUNGSPLANS 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb.1: räumlicher Geltungsbereich des B-Plans im Süden von Döggingen (Grafik: www.geoportal-bw.de) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 2: Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans gliedert sich in den Änderungsbereich des bisher 
rechtsverbindlichen B-Plans sowie einen Erweiterungsbereich (Grafik: www. Geoportal-bw.de). 
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Der Planbereich stellt sich als sog. Außenbereich im Innenbereich“ dar, d.h. er ist Teil einer 
größeren innerörtlichen Grünfläche, die allseitig von Siedlungsflächen umschlossen ist. 

Der rd. 1,58 ha (15.776 m2) große räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans (Abb. 2: 
blaue Linie) umfasst zum einen den südlichen Überschneidungs- bzw. Änderungsbereich 
des bisher rechtsverbindlichen B-Plans „Hofwiesen – 2. Änderung“. Dieser Bereich wurde 
im Jahr 2023 vollständig erschlossen. Ein erstes Grundstück wurde zwischenzeitlich bebaut, 
die weiteren sind zum Großteil vergeben oder reserviert.  

Im Norden schließt die rd. 0,52 ha große Planerweiterung an, die neben sechs geplanten 
neuen Baugrundstücken auch eine Teilfläche des angrenzenden Schulgeländes der 
Gauchachschule miteinbezieht zur Ausweisung einer Retentionsfläche, welche im Zuge der 
Erschließung des 3. Bauabschnittes im Jahr 2023 bereits erstellt wurde.  

Nutzungssituation (siehe auch Umweltbericht):  

Bis 2022 wurde die Erweiterungsfläche als mehrschnittiges Grünland genutzt, die 
Änderungsfläche war bereits in die Erschließung des Baugebietes Hofwiesen II einbezogen. 

Sie wurde als mehrschürige, artenarme Fettwiese bewirtschaftet. Südlich und westlich 
schließen Wohnbaugebiete an, im Nordwesten liegt das Schulgelände mit Gemeindehalle. 
Nach Osten setzt sich die Freifläche fort in Form von Streuobstwiesen, die als Weide und 
Heuwiese genutzt werden. 

Der Planbereich weist eine Höhenlage zwischen 762 und 778 m ü. NN auf und liegt an einem 
Nordosthang. Während das Gelände im nördlichen Erweiterungsbereich eine nur geringe 
Neigung aufweist, steigt es in südwestlicher Richtung mit zunehmender Hangneigung an 
(vgl. Höhenlinien im B-Plan).  

3 PLANUNGSRECHTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN 

3.1 Bebauungsplanverfahren 

Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im gesetzlichen Regelverfahren einschließlich 
zweistufiger Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange nach § 3 BauGB und § 4 BauGB. 

Gegenstand des Verfahrens sind eine Umweltprüfung mit Umweltbericht gemäß § 2 Abs. 4 
i.V.m. § 2a BauGB einschließlich Eingriffs-/Kompensationsbilanz (s. Anlage).  
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3.2 Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Donaueschingen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 3: Flächennutzungsplan der VG Donaueschingen 2020, Auschnitt Bräunlingen-Döggingen.  

Das Baugebiet Hofwiesen einschließlich der geplanten Erweiterung ist im wirksamen 
Flächennutzungsplan als Wohnbaufläche ausgewiesen. Dem Entwicklungsgebot nach § 8 
Abs. 2 BauGB wird somit entsprochen.  

3.3 Vorgaben der Landes- und Regionalplanung 

Die Stadt Bräunlingen liegt an der Landesentwicklungsachse Villingen-Schwenningen - 
Donaueschingen – Titisee-Neustadt und ist einschließlich der Ortsteile dem „ländlichen 
Raum im engeren Sinne“ zugeordnet.  

Nach den Zielen und Grundsätzen des Regionalplans 2003 Schwarzwald-Baar-Heuberg 
(Planziel 2.3), soll die zukünftige Siedlungsentwicklung auf solche Schwerpunkte 
(Siedlungsbereiche) konzentriert werden, die von der Infrastruktur her die besten 
Entwicklungsmöglichkeiten bieten, um die Zersiedlung der Landschaft möglichst gering zu 
halten. Als Siedlungsbereiche werden deshalb die Zentralen Orte der Region ausgewiesen.  

Im Netz der Zentralen Orte übernimmt Bräunlingen als Kleinzentrum die 
Versorgungsfunktion für den Nahbereich. Dies gilt auch für die Bereitstellung von 
Wohnbauflächen. Die künftige Siedlungsentwicklung soll grundsätzlich in den Kernorten 
erfolgen. Wenn hierfür allerdings keine ausreichenden Möglichkeiten mehr bestehen, sollen 
auch Ortsteile als Entlastungsstandorte die Funktion von Siedlungsbereichen übernehmen 
können. 

Nach Planziel 2.8 „Landschaftsschonende Siedlungstätigkeit“ soll sich die künftige 
Siedlungsentwicklung in der Region u. A. an folgenden Grundsätzen orientieren, um den 
Landschaftsverbrauch möglichst gering zu halten:  

- Ausnutzung vorhandener Baulücken, bevor neue Siedlungsflächen ausgewiesen 
werden; 

- Anbindung neuer Bauflächen an die vorhandenen Ortslagen, Vermeidung von 
Splittersiedlungen; 
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- weitere Verringerung der Bauplatzgrößen für Einfamilienhäuser, mehr verdichtete 
Bauformen, Versiegelung vermeiden; 

Nach der Raumnutzungskarte ist der Planbereich „Hofwiesen“ als „sonstige 
landwirtschaftliche Fläche“ dargestellt. Landwirtschaftliche Vorrangflächen, sonstige 
ausgewiesene Schutzgebiete oder raumordnerisch bedeutsame Elemente wie regionale 
Grünzüge, Grünzäsuren oder Biotope sind durch die Planung nicht betroffen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Abb. 4: Regionalplan Schwarzwald-Baar-Heuberg 2003, Raumnutzungskarte 

 

3.4 Bestehende Bebauungspläne 

 

Abb. 5: Überschneidungen mit angrenzenden Bebauungsplänen 
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Abb. 6: Überschneidungs-/Änderungsbereich Bebauungsplan „Hofwiesen – 2. Änderung“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 7: Überschneidungs-/Änderungsbereich Bebauungsplan „Dürben“ 

 

Änderungsbereich 

Erweiterungsbereich 
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Der vorliegende Bebauungsplan „Hofwiesen – 3. Änderung und Erweiterung“ (blaue 
Abgrenzung) überplant Teilbereiche folgender rechtsverbindlicher Bebauungspläne:  

- B-Plan „Hofwiesen – 2. Änderung“ vom 07.06.2016 (Abb. 5: gelbe Abgrenzung)  

- B-Plan „Dürben“ vom 18.08.1981 (Abb. 5: magentafarbene Abgrenzung).  

Mit Inkrafttreten des Bebauungsplans und der Örtlichen Bauvorschriften „Hofwiesen – 3. 
Änderung und Erweiterung“ treten die beiden vorgenannten Bebauungspläne und deren 
Örtlichen Bauvorschriften im jeweiligen Überschneidungsbereich außer Kraft und werden 
jeweils durch die neue Satzung ersetzt.  

3.5 Alternativenprüfung 

Die vorliegende Erweiterungsfläche wurde bereits unter Berücksichtigung der 
raumstrukturellen und städtebaulichen Belange in den Flächennutzungsplan 
aufgenommen.  

In der Abwägung zwischen den landwirtschaftlichen, naturschutzfachlichen, 
städtebaulichen und sonstigen raumordnerischen Belangen ist der vorliegende Standort gut 
begründet. Durch die Nutzung einer innerörtlichen Freifläche zur Erweiterung des 
bestehenden Baugebietes kann auf eine Außenentwicklung und eine Inanspruchnahme 
von höherwertigen Landwirtschaftsflächen verzichtet werden.  

Die Fläche weist durch ihre Lage zwischen bestehenden Siedlungsflächen bereits eine 
gewisse Vorbelastung auf. Zudem lässt sich das Baugebiet am gewählten Standort durch 
die Erweiterung des vorhandenen Wohngebietes erschließungstechnisch relativ einfach 
realisieren und lässt sich städtebaulich im Siedlungskörper gut einbinden.  

Eine Wohngebietsausweisung an einem anderen Standort drängt sich unter 
Berücksichtigung der vorhandenen Siedlungsbereiche und der sonstigen raumstrukturellen 
Rahmenbedingungen nicht auf.  

4 PLANUNGSKONZEPT 

4.1 Verkehrserschließung 

Das Baugebiet „Hofwiesen“ ist ausgehend von der Freiburgerstraße über die Dürbenstraße, 
den Schopflenweg und die Straße ‚Hofwiesen‘ an die Ortsmitte Döggingens und den 
überörtlichen Verkehr angebunden.  

Die Innere Erschließung des Baugebietes erfolgt über die bereits bestehende Ringstraße 
des Wohngebiets ‚Hofwiesen‘, deren Ringschluss im Zuge des 3. Erschließungsabschnitts 
2023 fertiggestellt wurde.  

Der östliche Bereich des Baugebiets wie auch die Grundstücke im nördlichen 
Erweiterungsbereich werden ausgehend von der Ringerschließung ‚Hofwiesen‘ durch 
weiterführende Straßen erschlossen.  

Im Hinblick auf eine zukünftige Erweiterung des Baugebietes nach Osten und eine mögliche 
Anbindung an die Gauchachstraße, werden am östlichen Ausbauende beider Wohnstraße 
Straßenansätze für deren weiteren Ausbau berücksichtigt. 

Der Straßenausbau ist im Erweiterungsbereich analog zum bestehenden Baugebiet als 
Wohnstraße geplant mit einer Breite von 6,0 m ohne separate Gehwege als 
„Mischverkehrsfläche“ zur gleichberechtigten Nutzung aller Verkehrsarten.  

Die Ausbaubreite von 6,0 m ermöglicht das Parken von Fahrzeugen am Fahrbahnrand für 
Anwohner, Besucher, Lieferwagen etc. Um diese Parkmöglichkeiten im öffentlichen Raum 
vorrangig dem kurzfristigen Bedarf vorzubehalten und grundsätzlich auf den privaten 
Grundstücken in hinreichender Zahl Stellplätze und Garagen für den eigenen Bedarf 
vorzuhalten, wird in den Örtlichen Bauvorschriften eine erhöhte Stellplatzverpflichtung in 
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dem Sinne festgesetzt, dass für Wohnungen ab einer Größe von 60 m2 Wohnfläche 
abweichend vom regulären, nach Landesbauordnung vorgegebenen Stellplatzschlüssel 
mindestens zwei Stellplätze auf dem Grundstück nachzuweisen sind.  

4.2 Bebauungskonzept  

Das gesamte Baugebiet (Änderungs- und Erweiterungsbereich) ist entsprechend der 
Nachfragesituation als typisch ländliches Wohngebiet für freistehende Wohngebäude in 
zweigeschossiger Bauweise ausgelegt. Wie bereits im bisherigen Bebauungsplan sind 
maximal zwei Vollgeschosse zulässig. Jedoch soll durch eine Anpassung der 
Höhenfestsetzungen (insbes. Anhebung der zulässigen Wandhöhe von bisher 4,20 m auf 
6,50 m) entgegen dem bisherigen Bebauungsplan ein vollwertiges zweites Geschoss 
ermöglicht werden, womit nicht zuletzt auch aktuellen Standards und Bauherrenwünschen 
hinsichtlich der Gebäudearchitektur Rechnung getragen wird. So sollen neben den bisher 
zulässigen Sattel- und Pultdächern nunmehr auch Gebäude mit Walm- und Zeltdächern 
ermöglicht werden - bei einem vollwertigen Obergeschoss.  

Während in Teilen des bisherigen B-Plans sehr eng gefasste Einzelbaufenster und 
Gargenstandorte ausgewiesen wurden, was mit entsprechenden Einschränkungen in 
Bezug auf die Bebauung und Nutzung der Grundstücke verbunden war, soll im Zuge der 
Planänderung durch eine großzügigere Ausweisung der überbaubaren Grundstücksflächen 
eine wesentlich größere Flexibilität zur Bebauung der Grundstücke eingeräumt werden. 
Zudem werden durch die großflächigen Baufenster neben dem Einzelhaus auch Doppel- 
sowie Reihenhäuser und somit auch flächensparende und verdichtete Bauformen 
ermöglicht.  

Darüber hinaus sollen mit dem vorliegenden Bebauungsplanverfahren weitere 
Planänderungen im bereits rechtskräftigen, aber noch unbebauten Baugebiet vollzogen 
und zur Rechtskraft gebracht werden: 

Um die Zufahrt zum Erweiterungsteil zu gewährleisten, wird eine Zufahrtstrasse, 
ausgehend von der Ringerschließung ‚Hofwiesen‘ eingeplant. Der bisher geplante 
Wendehammer am östlichen Ausbauende wird auf Straßenbreite reduziert und den 
Grundstücksflächen zugeschlagen.  

Eine geplante Fußwegverbindung zwischen oberer und unterer Straße ‚Hofwiesen‘ (am 
westlichen Gebietsrand), eine geplante Grünfläche und drei Senkrechtstellplätze werden 
aufgehoben. Eine Fläche für Versorgungsanlagen (Trafostation) wird stattdessen im Plan 
ergänzt.  

Die weiteren Festsetzungen des Bebauungsplans und der Örtlichen Bauvorschriften 
werden im Wesentlichen übernommen und teilweise textlich sowie redaktionell 
überarbeitet. 

4.3 Angaben zur Technischen Ver- und Entsorgung 

Entwässerungskonzept 
Zur Vorbereitung des im Jahr 2023 durchgeführten 3. Bauabschnitts wurde durch das Büro 
Greiner Ingenieure ein Entwässerungskonzept erarbeitet, das auch bereits die 
Planerweiterung mitberücksichtigt.  

Auf der Grundlage des Entwässerungskonzeptes wurde die wasserrechtliche 
Genehmigung durch das Landratsamt SBK erteilt. Die geplanten Entwässerungsanlagen 
wurden im Rahmen der Erschließung des 3. BA bereits erstellt.  
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Erläuterungen zum Entwässerungskonzept Greiner Ingenieure (Auszug). 

Das Baugebiet wird entsprechend den wasserrechtlichen Vorgaben im Trennsystem 
entwässert.  

Schmutzwasserkanal 
Der Schmutzwasserkanal ist mit einem Mindestgefälle von 1,5% als PP-Vollwandrohr 
DN200 geplant. Der Anschluss der Kanäle erfolgt an die vorhandene 
Mischwasserkanalisation, welche vom Schopfelnweg in westlicher Richtung südlich der 
Schule verläuft. Der Anschlusspunkt befindet sich in der Ignaz-Weißer Straße. 

Regenwasserkanal 
Die Regenwasserleitungen werden als Stahlbetonrohre in der Dimension DN300 –DN500 
ausgeführt. Die Kontrollschächte werden in der Dimension DN1000 bis DN1200 
vorgesehen. 

Mulde / Rigole Schule 
Die Mulde Schule soll, wie die vorhandene Mulde West, als offenes Erdbecken mit darunter 
liegender Rigole ausgeführt werden. Das Retentionsvolumen der Mulde beträgt 400 m³ bei 
80cm Einstautiefe. 

Die Rigole hat ein Nutzvolumen von 165m³. Die Rigole soll mittels Kunststoffkörben 
vorgesehen werden, damit hier ein möglichst großes Volumen unter der Mulde geschaffen 
werden soll. Die Rigolenkörbe haben eine höhe von 66cm und sind 50cm unter der 
Muldensohle angeordnet. Somit sind die Rigolen mit 30cm Humus, sowie 20cm 
Schottertragschicht überdeckt. Die Kontrollschächte der Rigole liegen im Bereich der 
Mulde. 

Im südlichen Bereich sind die Rigolenkörper teilweise 2-lagig vorgesehen, sodass hier der 
Ablauf des Schachtes 86 (Schulhofquellen) höhentechnisch angeschlossen werden kann. 

Der Ablauf der Rigole wird an das Regenwasserpumpwerk angeschlossen. Der Zulauf wird 
mit einem Schieber, sowie einer Rückstauklappe vorgesehen. Dadurch wird verhindert, 
dass Wasser aus der Mulde direkt über das Pumpwerk in die Rigole gelangen kann.  

Retentionszisternen 
Zur Dämpfung der Abflussspitzen wird bei den neu auszuweisenden Grundstücken die 
Anordnung einer Retentionszisterne durch den BPlan vorgeschrieben. Der Retentionsraum 
beträgt 3m³ mit einem Abfluss von 0,15 l/s je Grundstück. Eine Regenwassernutzung wird 
aufgrund der geringfügigen hydraulischen Wirkung nicht verpflichtend vorgegeben.  

Löschwasserbehälter 
Gemäß der Netzberechnung der Wasserversorgung ist im Bereich Hofwiesen/Schule 
rechnerisch ein Defizit von 28,8m³ Löschwasservolumen auszugleichen. Da aber eine 
Messung vor Ort noch aussteht und sich größere Gebäude wie Schule und Halle in diesem 
Bereich befinden, wird ein Volumen von 100m³ empfohlen.  

Der Löschwasserbehälter soll als Stahlbetonbehälter in Fertigteilbauweise erstellt werden. 
Zum Befüllen und Nachfüllen wird neben dem Behälter ein neuer Überflurhydrant 
angeordnet. 

Detaillierte und weitergehende Angaben zum Entwässerungskonzept sind bei Bedarf dem 
Entwässerungskonzept (Bauamt Bräunlingen) zu entnehmen.  

Sonstige technische Versorgung 
Die weitere technische Versorgung des Baugebietes wird durch die Anbindung und 
Erweiterung der bestehenden Leitungsinfrastruktur in Abstimmung mit den jeweiligen 
Versorgungsträgern sichergestellt (Strom, Wasserversorgung, Medien). 
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4.4 Flächenbilanz 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans gliedert sich in folgende 
Flächennutzungen: 

Geltungsbereich des B-Plans gesamt  15.776 m2  100 % 

Wohnbauflächen (Nettobauland)    12.276m2  77,81 % 

Öffentliche Verkehrsflächen    1.721m2  10,91 % 

Öffentliche Grünflächen      999 m2  6,33 % 

Retentionsfläche       718 m2  4,55 % 

Versorgungsfläche (Umspannstation)     62 m2  0,39 % 

5 UMWELTBELANGE 

5.1 Umweltprüfung / Umweltbericht 

Gegenstand des Planungsverfahrens sind eine Umweltprüfung mit Umweltbericht gemäß 
§ 2 Abs. 4 i.V.m. § 2a BauGB einschließlich Eingriffs-/Kompensationsbilanz. 

Auf die Anlage wird verwiesen:  

Umweltprüfung zum Bebauungsplan „Hofwiesen – 3. Änderung und Erweiterung“ Fassung 
vom 10.01.2024 (Ingenieurbüro Arcus, Bräunlingen) 

 
Zusammenfassendes Fazit des Umweltberichts:  

Bei dem Bebauungsplan „Hofwiesen 3. Änderung u. Erweiterung“ in Bräunlingen-
Döggingen handelt es sich um eine Teilüberplanung des bestehenden Bebauungsplans 
„Hofwiesen II“ und eine Erweiterung des Baugebietes von 3.600 m² im Norden Richtung 
bestehende Siedlung sowie der Retentionsfläche. Die Erweiterungsfläche ist Teil einer 
innerörtlichen Freifläche, die als Streuobstwiesen und Weiden genutzt wird. 

Aufgrund der innerörtlichen Lage und der geringen Fläche sind die meisten Schutzgüter 
nicht oder nur gering betroffen. Durch die Bebauung entsteht ein Eingriff in die Schutzgüter 
Boden und Biotope, der auszugleichen ist. 

Durch grünordnerische Maßnahmen, insbesondere der Ersatz einer Hecke und 
Pflanzgebote, kann ein Teil des Eingriffs planintern ausgeglichen werden. Das verbliebene 
Defizit wird durch eine städtische Ökokontomaßnahme in Döggingen ausgeglichen. 

Die nach Ökokonto-VO bewerteten Schutzgüter Boden und Biotope ergeben folgende 
Bilanz: 

Schutzgut Boden:  - 15.732 Ökopunkte 
Schutzgut Biotope: - 16.586 Ökopunkte 
Gesamtdefizit:  - 32.318 Ökopunkte 
 

Das Defizit wird aus der städtischen Ökokontomaßnahme Eulenburg I + II gedeckt.  

(weitergehende Informationen siehe Umweltbericht). 
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6 ERLÄUTERUNG ZU DEN PLANUNGSRECHTLICHEN FESTSETZUNGEN 

6.1 Art der baulichen Nutzung 

Durch die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes (WA) nach § 4 BauNVO werden 
die Voraussetzungen zur Entwicklung eines Wohngebietes entsprechend den kommunalen 
Entwicklungszielen und dem örtlichen Bedarf geschaffen (siehe auch Kap. 1). 

Grundsätzlich sollen neben dem vorrangigen Wohnen auch verträgliche klein-gewerbliche 
Nutzungen im Plangebiet möglich sein, sofern der Gebietscharakter und ein ruhiges 
Wohnumfeld gewahrt bleiben.  

Um das Baugebiet vorrangig der Wohnfunktion vorzubehalten und gleichzeitig Störungen 
der Wohnnutzung möglichst gering zu halten, werden die im Allgemeinen Wohngebiet nach 
§ 4 BauNVO grundsätzlich zulassungsfähigen Nutzungen wie folgt differenziert: 

Entsprechend § 4 BauNVO sind Wohngebäude, die der Versorgung des Gebiets dienende 
Läden sowie nicht störende Handwerksbetriebe, Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche und sportliche Zwecke zulässig.  

Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind im Plangebiet sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 
sowie Anlagen für Verwaltungen nur ausnahmsweise zulässig. 

Gemäß § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO sind Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes, Gartenbaubetriebe und Tankstellen nicht zulässig. 

Die Baufläche soll vorrangig für den Bau von Wohngebäuden vorbehalten bleiben. Da das 
Wohnumfeld zudem einen besonderen Schutz gegenüber Störungen, Verkehrs- und 
Lärmimmissionen genießt und eine Standorteignung der vorgenannten Nutzungen 
aufgrund der fehlenden Verträglichkeit mit der vorwiegenden Wohnfunktion nicht gegeben 
ist, werden die genannten Nutzungsarten ausgeschlossen. 

6.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch Festsetzung der Grundflächenzahl 
(GRZ), Geschoßflächenzahl (GFZ), der Zahl der Vollgeschosse, sowie der zulässigen Höhe 
baulicher Anlagen. 

Mit den Festsetzungen werden einerseits die Voraussetzungen für eine flächeneffiziente 
Nutzung der Baugrundstücke geschaffen. Gleichzeitig wird, in Verbindung mit den 
Festsetzungen zur Bauweise und den überbaubaren Grundstücksflächen, eine dem Umfeld 
angemessene und verträgliche Dimensionierung der Baukörper unterstützt.  

Grundflächenzahl / Geschoßflächenzahl  
Für das Allgemeine Wohngebiet ist entsprechend der Obergrenze nach § 17 BauNVO eine 
Grundflächenzahl GRZ 0.4 sowie eine Geschoßflächenzahl GFZ 0.8 festgesetzt. 

Gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO sind mit Garagen, Stellplätzen, Zufahrten, Nebenanlagen i.S. 
v. § 14 BauNVO und baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das 
Baugrundstück unterbaut wird, Überschreitungen der zulässigen Grundfläche um bis zu 50 
v.H. bis zu einer max. GRZ 0.6 zulässig („Regel-Überschreitung“ nach § 19 Abs. 4 
BauNVO).  

Zahl der Vollgeschosse, Höhe der baulichen Anlagen 
Die Festsetzungen zur Geschosszahl und den Gebäudehöhen dienen zur Realisierung der 
angestrebten städtebaulichen Nutzung und sichern die geplanten Proportionen der 
Baukörperentwicklung. Eine übermäßige Höhenentwicklung der Gebäude soll 
ausgeschlossen und eine harmonische Höheneinbindung in den Geländeverlauf und die 
Umgebung unterstützt werden. Die Regelungen begünstigen somit ein städtebaulich 
angemessenes Einfügen der Neubebauung in das Umfeld und erlauben gleichzeitig einen 
hinreichenden Nutzungsspielraum für die Gebäudeplanung. 
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Das gesamte Baugebiet (Änderungs- und Erweiterungsbereich) ist als typisch ländliches 
Wohngebiet für freistehende Wohngebäude in zweigeschossiger Bauweise ausgelegt. Wie 
bereits im bisherigen Bebauungsplan sind maximal zwei Vollgeschosse zulässig. Einzig für 
das Baugrundstück an der ‚Alten Römerstraße‘ (Flst. 2588) sind „III“ (drei) Vollgeschosse 
zulässig, da aufgrund der steilen Hangsituation ein deutlicheres Hervortreten des 
Untergeschosses zu einem Vollgeschoss wahrscheinlich ist und durch die Festsetzungen 
nicht unnötigerweise ausgeschlossen werden soll.  

Entgegen dem bisherigen Bebauungsplan soll durch eine Anpassung der 
Höhenfestsetzungen (insbes. Anhebung der zulässigen Wandhöhe von bisher 4,20 m auf 
6,50 m) ein vollwertiges zweites Geschoss ermöglicht werden, womit einerseits einer 
höheren Ausnutzung der Bauflächen, sowie nicht zuletzt auch aktuellen Trends und 
Bauherrenwünschen hinsichtlich der Gebäudearchitektur Rechnung getragen wird. So 
sollen neben den bisher zulässigen Sattel- und Pultdächern nunmehr auch Gebäude mit 
Walm- und Zeltdächern ermöglicht werden - bei einem vollwertigen Obergeschoss (ohne 
Dachschrägen).  

Die maximal zulässige Höhe der baulichen Anlagen wird in Abhängigkeit der Dachformen 
wie folgt festgesetzt.  

Dachform zulässige Gebäudehöhen  
über Bezugshöhe (BZH gemäß Planeintrag) 

Satteldach (SD) 
Walmdach (WD) 
Zeltdach (ZD) 
einschl. versetzte SD/PD 

  Wandhöhe (WH) max. 6.50 m 
  Firsthöhe (FH) max. 8.50 m 

Pultdach (PD)   Wandhöhe (WH) max. 6.50 m 
  Firsthöhe (FH) max. 7.50 m 

 

Durch die Begrenzung der Firsthöhe auf maximal 8,50 m werden die zulässigen geneigten 
Dachaufbauten ermöglicht, gleichzeitig soll aber der Bau eines weiteren Wohngeschosses 
(als „Nicht-Vollgeschoß“) unterbunden werden. Die festgesetzten Werte ermöglichen 
jedoch einen untergeordneten Dachraum zu Lager- und Aufbewahrungszwecken, was 
gerade vor dem Hintergrund einer kostensparenden Bauweise und des Trends, dass 
Bauherren vielfach vom Bau eines Kellers absehen, als sinnvoll erachtet wird. 

Bei Gebäuden mit Pultdach wird die zulässige Firsthöhe auf maximal 7,50 m begrenzt, um 
übermäßige Fassadenhöhen der Gebäude und damit verbundene Verschattungen 
benachbarter Grundstücke – auch in Anbetracht der Hangsituation - möglichst zu 
vermeiden. 

Die Wandhöhe (WH) bemisst sich von der festgesetzten Bezugshöhe (BZH) bis zum 
äußeren Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut (traufseitig).  

Die Firsthöhe (FH) bemisst sich von der festgesetzten Bezugshöhe bis zum obersten 
Gebäudeabschluss (Oberkante First).  

Die Bezugshöhen (BZH) zur Ermittlung der zulässigen Wand- und Firsthöhen ergeben sich 
für jede Baufläche aus dem zeichnerischen Teil (BZH in Meter über Normal Null). Die 
Bezugshöhen dienen ausschließlich zur Ermittlung der maximal zulässigen Wand- und 
Firsthöhen. Hingegen sind die Erdgeschossfußbodenhöhen der Gebäude nicht festgelegt, 
diese können unter Einhaltung der zulässigen Wand- und Firsthöhen im Rahmen der 
individuellen Gebäudeplanung flexibel festgelegt werden.  

Durch die gewählten Bezugshöhen soll für die einzelnen Grundstücke ein nachvollziehbarer 
und harmonischer Höhenbezug der Gebäude zum Gelände und den Erschließungsflächen 
unterstützt werden. Übermäßige Überhöhungen der Gebäude und Freiflächen gegenüber 
dem natürlichen Gelände und damit verbundene unangemessene Grundstücks-
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befestigungen sollen möglichst vermieden werden. Die festgesetzten Bezugshöhen 
orientieren sich im Sinne der Barrierefreiheit am Geländeverlauf und dem Höhenniveau der 
geplanten Erschließungsflächen.  

Neben den städtebaulichen Belangen berücksichtigt die Festlegung der Bezugshöhen auch 
den Aspekt eines gebietsinternen Erdmassenausgleichs. Nach § 3 Abs. 3 LKreiWiG ist bei 
der Ausweisung von Baugebieten darauf zu hinzuwirken, dass ein Erdmassenausgleich 
durchgeführt wird. Im Rahmen der Erschließungsplanung wurden die Fahrbahnhöhen mit 
Blick auf eine gebietsinterne Aushubverwertung entsprechend leicht oberhalb des 
bestehenden Geländeniveaus festgelegt.  

Um eine intergierte Anordnung und Gestaltung von Solar- und Photovoltaikmodulen zu 
unterstützen, sind diese Anlagen auf geneigten Dachflächen maximal bis zur Höhe des 
Dachfirstes, bei Gebäuden mit Flachdach (Garagen, Carports und sonstigen 
Nebengebäuden) bis maximal 0,70 m über Dachfläche oder über Attika zulässig.  

6.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 

Für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans ist gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO 
die offene Bauweise festgesetzt. Die Gebäude sind demnach mit seitlichem Grenzabstand 
als Einzelhäuser, Doppelhäuser oder Hausgruppen zu errichten. Damit fügt sich das 
Baugebiet in die Eigenart und Umgebung der älteren Ortsbebauung und der jüngeren 
Wohngebäude der Nachbarschaft ein.  

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans 
durch Baugrenzen festgelegt. Während in Teilen des bisherigen B-Plans sehr eng gefasste 
Einzelbaufenster und Gargenstandorte ausgewiesen wurden, was mit entsprechenden 
Einschränkungen in Bezug auf die Bebauung und Nutzung der Grundstücke verbunden 
war, soll im Zuge der Planänderung durch eine großzügigere Ausweisung der 
überbaubaren Grundstücksflächen eine wesentlich größere Flexibilität zur Bebauung der 
Grundstücke eingeräumt werden.  

Zudem werden durch die großflächigen Baufenster neben dem Einzelhaus die 
vorgenannten Doppel- sowie Reihenhäuser und somit auch flächensparende und 
verdichtete Bauformen für sämtliche Baufelder ermöglicht.  

Durch die weitgehende Wahlmöglichkeit bei der Gebäudestellung und den Verzicht auf eine 
Vorgabe der Firstrichtungen wird ein weitreichender individueller Gestaltungsrahmen 
ermöglicht und ökologischen Gesichtspunkten bei der Gebäudeausrichtung 
(Solarorientierung) Rechnung getragen. 

6.4 Flächen für Stellplätze, Garagen, Carports und Nebenanlagen 

Um eine bestmögliche Nutzung der Grundstücke und flexible Anordnung von Garagen, 
Stellplätzen und Nebenanlagen zu gewährleisten, sind diese Anlagen auch außerhalb der 
Baufenster zulässig, soweit sie nicht anderen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
und/oder den Örtlichen Bauvorschriften oder sonstigen nachbarrechtlichen Bestimmungen 
entgegenstehen. 

Ein Mindestabstand von 0,50 m zu öffentlichen Verkehrsflächen ist generell auch mit 
überstehenden Dächern einzuhalten, um einen ausreichenden Sicht- und Schutzbereich 
zum öffentlichen Raum frei zu halten. 

Garagen müssen zu den öffentlichen Verkehrsflächen bei Senkrechtaufstellung einen 
Stauraum von mindestens 5,00 m einhalten, um ausreichende Sichtverhältnisse in den 
Straßenraum zu gewährleisten.  
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6.5 Verkehrsflächen 

Die öffentlichen Straßenverkehrsflächen ergeben sich aus dem zeichnerischen Teil. 

Auf die Erläuterungen in Kap. 4.1 ‚Verkehrserschließung‘ wird verwiesen. 

6.6 Von Bebauung frei zu haltende Flächen (Sichtfelder)  

In Einmündungsbereichen auf bevorrechtigte Straßen sind aus Verkehrssicher-
heitsgründen die Sichtfelder entsprechend den Eintragungen im Plan von ständigen 
sichtbehindernden Nutzungen, Bepflanzung und von baulichen Anlagen zwischen 0,80 m 
und 2,50 m Höhe über Fahrbahnoberkante freizuhalten. Baumpflanzungen in Bereichen frei 
zu haltender Sichtfelder sind zulässig, wenn entsprechende Pflanzen mit Kronenansatz > 
2,50 m verwendet werden. 

6.7 Öffentliche Grünflächen 

Entsprechend dem zeichnerischen Teil des Bebauungsplans sind verschiedene öffentliche 
Grünflächen festgesetzt: 

 im Umfeld der Retentionsfläche zu deren grünordnerischen Einbindung. 
 Fläche zwischen Schulgelände / Retentionsanlage und Baugebiet zur Ersatzpflanzung 

einer 3-reihigen Hecke. 
 kleinere Grünfläche im Westen sowie im Norden in Verlängerung der Erschließungs  

straße zur Sicherung der dort verlaufenden kommunalen Leitungstrassen. 

6.8 Anpflanzen und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Als Ersatz für Eingriffe in den Naturhaushalt und zur grünordnerischen Einbindung und 
Gestaltung des Baugebietes, sind Pflanzgebote auf privaten und öffentlichen Flächen 
festgesetzt: 

Baumpflanzungen auf privaten Grundstücken entlang der Erschließungsstraßen  
Auf den privaten Grundstücken sind gemäß Planeintrag entlang der Erschließungsstraßen 
hochstämmige, mittel- bis großkronige standortgerechte Laubbäume zu pflanzen.  

Die genauen Pflanzstandorte können im Rahmen der Detailplanung straßenparallel 
verschoben werden. Dabei ist ein Pflanzabstand von 1,50 m zum öffentlichen 
Straßengrundstück einzuhalten. 

Stammumfang der Bäume mind. 16-18 cm. Auf die Pflanzliste (Kapitel C) wird verwiesen. 

Sonstige Baumpflanzungen auf Privatgrundstücken 
Zusätzlich zu den Baumpflanzungen entlang der Erschließungsstraßen (nach Ziff. 9.1) sind 
pro Baugrundstück mindestens 2 weitere hochstämmige, heimische und standortgerechte 
Laubbäume zu pflanzen. 

Stammumfang der Bäume mind. 16-18 cm. Auf die Pflanzliste (Kapitel C) wird verwiesen. 

Hinweise: Die festgesetzten Pflanzungen sind im Freiflächenplan des Baugesuchs 
zeichnerisch nachzuweisen und spätestens in der ersten Pflanzperiode nach dem erfolgten 
Eingriff durchzuführen. 

Gemäß § 178 BauGB kann die Gemeinde den Eigentümer durch Bescheid verpflichten, 
sein Grundstück innerhalb einer zu bestimmenden angemessenen Frist entsprechend den 
nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB getroffenen Festsetzungen des Bebauungsplans zu 
bepflanzen. 
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Pflanzgebot Hecke (PFG-1) 
Als Ersatzpflanzung für die im Zuge der Erschließungsarbeiten gerodete Feldhecke ist die 
Hecke zwischen Schulgelände/ Retentionsanlage und Baugebiet wieder als 3-reihige 
Hecke anzupflanzen. 

Durchführung: 

 Oberbodenauftrag von mind. 30cm 
 Pflanzung einer 3-reihigen Hecke mit Bäumen und Sträuchern der Pflanzliste des B-

Plans, Pflanzabstand Sträucher 1,5m Zickzackverband. Neben heimischen Sträuchern 
sind auch 20% Wildobst und Laubbäume 1. und 2. Ordnung zu pflanzen. Es ist eine 
artenreiche Mischung zu wählen, die Straucharten sind in Gruppen zu 2-3 
anzuordnen. 

 Das Gehölz ist zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Durch 
abschnittsweises Auf-den-Stock-setzen sind die Sträucher im Abstand von 10-15 
Jahren abschnittsweise zu verjüngen.  
 

Erhaltung von Bäumen 
Die gemäß Planeintrag zum Erhalt festgesetzten Bäume sind grundsätzlich zu erhalten. Bei 
Abgang von Bäumen, für die der Bebauungsplan eine Erhaltungsbindung festsetzt, ist eine 
gleichartige Ersatzpflanzung vorzunehmen.  

6.9 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft 

Die Festsetzungen dienen der Minimierung und Kompensation der durch die Bebauung und 
Erschließung des Baugebietes begründeten Beeinträchtigungen. Die Regelungen ergeben 
sich teilweise bereits aus der aktuellen Fachgesetzgebung (insbesondere Bodenschutz, 
Wasserschutz, Artenschutz), tragen überdies zur Minimierung und zum Ausgleich von 
Eingriffen in Bezug auf die Schutzgüter bei und fördern eine orts- und landschaftsgerechte 
Einbindung des Baugebietes. Vor diesem Hintergrund werden im Bebauungsplan folgende 
Flächen und Maßnahmen festgesetzt: 

Wasserdurchlässige Oberflächenbeläge 
Bodenversiegelungen sind auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Wege-, 
Hof- und Stellplatzflächen sowie deren Zufahrten sind zur Versickerung des nicht schädlich 
verunreinigten Regenwassers in einer wasserdurchlässigen Bauweise (z.B. Pflaster mit 
Rasenfugen bzw. anderen wasserdurchlässigen Fugen, Schotterrasen, wassergebundene 
Decke) mit einem Abflussbeiwert von 0,5 oder weniger auszuführen und nach Möglichkeit 
in angrenzende Grünflächen zu entwässern. 

Dachbegrünung 
Dächer mit einer Neigung bis 15 Grad, die nicht mit Solaranlagen belegt werden, sind 
mindestens extensiv zu begrünen (Vegetationsschicht mind. 10 cm) und dauerhaft zu 
pflegen. Folgende Arten sind u.a. zu verwenden: Katzenpfötchen, Steinwurz, Dachwurz, 
Perlgras, Fetthenne, Immergrün, Heidenelke, Schafschwingel, Wundklee, Hufeisenklee, 
Hornklee, Flügelginster und Thymian. Weitere niederwüchsige Magerrasenarten können 
ergänzt werden. Bei Kombination mit PV-Anlagen ist das Artenspektrum entsprechend zu 
modifizieren. 

Bei Flachdächern bis 5 Grad Dachneigung gilt die Pflicht zur Dachbegrünung auch bei einer 
kombinierten Nutzung der Dachfläche mit aufgeständerten Solaranlagen (Photovoltaik oder 
Solarthermie), sofern es sich nicht um dachintegrierte (auch „Indach-“) Systeme handelt.  

Gestaltung der öffentlichen und privaten Freiflächen 
Die unbebauten Flächen sind möglichst naturnah und insektenfreundlich als Grünflächen 
oder Pflanzflächen anzulegen oder mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen (z.B. 
Blumenwiese, Kräuter- und Staudenbeete).  
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Es sind mind. 50% heimische, standortgerechte Pflanzen zu verwenden. Gartenflächen 
sollen ferner wasseraufnahmefähig belassen oder hergestellt werden (vgl. § 21a NatSchG). 
Schotter- und Steingärten sind ausgeschlossen (§ 9 Absatz 1 Satz 1 LBO). 

Reduktion von Lichtemissionen 
Die Außenbeleuchtung ist auf das notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für die 
öffentliche und private Außenbeleuchtung sind umwelt- und insektenschonende 
Leuchtmittel (z.B. dimmbare, warmweiße LED-Leuchten, Lichttemperatur unter 3000 K) in 
nach unten strahlenden Lampenträgern zu verwenden.  

6.10 Flächen für Versorgungsanlagen 

Die im westlichen Planbereich bestehende Versorgungsfläche mit dem Zweck einer 
Umspannstation wird gemäß Planeintrag gesichert.  

6.11 Flächen für die Abwasserbeseitigung einschließlich der Rückhaltung und 
Versickerung von Niederschlagswasser 

Zur Ableitung, Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser wird im 
Bebauungsplan eine zentrale Retentions- und Versickerungsflächen ausgewiesen.  

Auf die Erläuterungen zum Entwässerungskonzept unter Kapitel 4.3 wird verwiesen.  

6.12 Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen 

Zur Sicherung einer bestehenden Regenwasserleitungstrasse am Rand des Grundstücks 
Flst. 2588 ist die im zeichnerischen Teil ausgewiesene Fläche mit Leitungsrechten zu 
Gunsten des Leitungsträgers (Stadt Bräunlingen) zu belasten.  

Innerhalb der mit Leitungsrecht bezeichneten Flächen ist eine bauliche Nutzung oder 
Bepflanzung nur nach Prüfung und gegebenenfalls Zustimmung des Leitungsträgers 
zulässig.  
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7 ERLÄUTERUNG ZU DEN ÖRTLICHEN BAUVORSCHRIFTEN 

7.1 Äussere Gestaltung der baulichen Anlagen 

Dachformen, Dacheindeckung, Dachaufbauten 
Im Baugebiet „Hofwiesen – 3. Änderung und Erweiterung“ sollen neben den bisher 
zulässigen Sattel- und Pultdächern nunmehr auch Walmdächer und Zeltdächer ermöglicht 
werden. Durch die weitgehende Wahlmöglichkeit in Bezug auf die Dachformen, soll 
Bauherren ein angemessener architektonischer Gestaltungsspielraum für die individuelle 
Gebäudeplanung eingeräumt und auch der Nachfrage nach modernen Bauformen und 
Gebäudetypen Rechnung getragen werden.  

Über Vorgaben zur Dacheindeckung soll verhindert werden, dass ortsfremde und 
untypische Materialien und Gestaltungsformen für die das Orts- und Landschaftsbild 
prägenden Dächer verwendet werden und einzelne Gebäude so zu Fremdkörpern im 
Gefüge des gewachsenen Orts- und Landschaftsbildes werden. Die zulässigen Materialien 
orientieren sich insofern an den ortstypischen Gestaltungsmerkmalen. Bitumenoberflächen, 
sowie grellfarbene oder glänzende und stark reflektierende Materialien (z.B. polierte 
Bleche, etc.) zur Oberflächengestaltung der Gebäude sind zum Schutz des Orts- und 
Landschaftsbildes nicht zugelassen.  

Dachbegrünungen sind für alle Dachformen grundsätzlich zugelassen. Dächer mit einer 
Neigung bis 15 Grad sind nach Maßgabe der planungsrechtlichen Festsetzungen zu 
begrünen.  

Um die gestalterische Einbindung und Proportionierung möglicher Dachaufbauten zu 
unterstützen, werden Mindestanforderungen vorgegeben: Ab 30° Dachneigung sind 
Dachaufbauten zulässig. Sie dürfen die Firsthöhe nicht überschreiten. Pro Dachseite ist nur 
eine Form von Gauben zugelassen. Die Summe der Länge aller Dachaufbauten pro 
Dachseite darf 50 % der Dachlänge nicht überschreiten. Der Abstand der Dachaufbauten 
zum First muss, in der Schräge gemessen, mindestens 0,60 m und zum Ortgang 
mindestens 1,5 m betragen. 

Anlagen zur Gewinnung von Sonnenenergie (Sonnenkollektoren, Photovoltaikanlagen) 
sollten sich dem Hauptbaukörper unterordnen und gestalterisch auf den Dachflächen nicht 
übermäßig in Erscheinung treten. Die Anlagen sind daher auf geneigten Dachflächen bis 
zur Höhe des Dachfirstes zulässig. Sie sind parallel zur jeweiligen Dachfläche anzubringen, 
sodass die Unterkonstruktion nicht in Erscheinung tritt. Auf flach geneigten Dächern von 
Nebengebäuden (<5° Dachneigung) sind auch aufgestellte Anlagen bis maximal 0,70 m 
über Dachfläche zulässig. 

7.2 Gestaltung der Plätze für bewegliche Abfallbehälter 

Auf dem Grundstück sind Standplätze für Abfallbehälter nachzuweisen. Zum Schutz des 
Orts- und Landschaftsbildes sind diese, soweit sie nicht in Gebäuden untergebracht werden 
durch Bepflanzung, Verkleidung oder bauliche Maßnahmen gegen Einsicht von der 
öffentlichen Straße abzuschirmen.  

7.3 Einfriedungen, Stützmauern 

Um übermäßige bauliche Überhöhungen und Befestigungen (Steinmauern) der 
Grundstücksfreiflächen zu vermeiden und eine offene Gestaltung gegenüber dem 
öffentlichen Raum zu fördern, werden entsprechende Bestimmungen zur Höhe und 
Gestaltung von Einfriedungen und Stützmauern getroffen.  

Für Einfriedungen sind Hecken sowie Zäune aus Holz oder Metall zulässig. Beton- und 
Steinmauern sowie Kunststoffmaterialien sind ausgeschlossen.  

Sämtliche Einfriedungen dürfen eine Höhe von 1,50 m nicht überschreiten. Um die 
Durchlässigkeit für Kleintiere zu gewährleisten, sind Einzäunungen mit einem 
Mindestabstand von 10 cm vom Boden auszuführen. 
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Für Heckenpflanzungen sind nur heimische, standortgerechte Pflanzen zulässig.  

Stützmauern entlang der Grundstücksgrenzen sind bis zu einer Höhe von maximal 0,50 m 
zulässig. Bei größeren Höhenunterschieden sind erforderlichenfalls Abstufungen (in 
Schritten von 0,50 m) vorzunehmen oder Böschungen mit max. 45° Steigungswinkel 
anzulegen.  

Mit Stützmauern und Böschungen ist zu öffentlichen Flächen ein Mindestabstand von 0,50 
m einzuhalten. 

7.4 Stellplatzverpflichtung 

Um dem zu erwartenden Pkw Aufkommen durch ausreichend private Stellplätze auf den 
Grundstücken gerecht zu werden und so den Parkierungsdruck im öffentlichen Raum 
einzudämmen, wird im Baugebiet eine erhöhte Stellplatzverpflichtung festgesetzt. In 
Abhängigkeit der Wohnungsgröße sind pro Wohneinheit (WE) mindestens herzustellen: 

a) für Wohnungen bis 60 m2 Wohnfläche: 1 Stellplatz /WE 
b) für Wohnungen über 60 m2 Wohnfläche: 2 Stellplätze /WE. 

7.5 Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Versickern von Niederschlagswasser 

Um die Abwasseranlagen zu entlasten, Überschwemmungsgefahren zu reduzieren und 
den Wasserhaushalt zu schonen, ist anfallendes Regen-, Dach- und Oberflächenwasser 
der Baugrundstücke, das unbehandelt abgeleitet werden kann, über geeignete 
Retentionsanlagen zurückzuhalten und gedrosselt dem Regenwasserkanal zuzuführen 
(z.B. Retentionszisterne mit zwangsentleertem Volumen mit Schwimmerdrossel o.Ä.). 

Nach Vorgabe der Erschließungsplanung (Entwässerungskonzept) müssen 1 m3 
Retentionsvolumen pro 50 m² Dachfläche vorgehalten werden. Der Drosselabfluss liegt bei 
0,05 l/s pro 50 m2 Dachfläche.  

Für den Fall einer zusätzlich gewünschten Brauchwassernutzung ist das Zisternenvolumen 
um das gewünschte Nutzungsvolumen zu erhöhen.  

Eine solche Brauchwassernutzung ist ebenso wie die Zisterne (bzw. Retentionsanlage) 
einschließlich Zulauf, Retentionsbereich und Auslauf in den Bauvorlagen darzustellen.  
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8 BEBAUUNGSPLANVERFAHREN / VERFAHRENSDATEN 

Gemeinderat – Aufstellungsbeschluss     30.11.2022 

Bekanntmachung Aufstellungsbeschluss (§ 2 Abs. 1 BauGB)  13.12.2022 

Gemeinderat – Beratung u. Beschluss Vorentwurf   25.01.2024 

Frühzeitige öffentliche Auslegung nach § 3 (1) BauGB   vom …  
         bis … 

Frühzeitige Behördenbeteiligung nach § 4 (1) BauGB   vom ...  
         bis … 

Gemeinderat – Auslegungsbeschluss Planentwurf   … 

Auslegungsbekanntmachung      … 

Öffentliche Auslegung nach § 3 (2) BauGB    vom …  
         bis … 

Behördenbeteiligung nach § 4 (2) BauGB    vom ...  
         bis … 

Gemeinderat - Abwägung und Satzungsbeschluss   … 

Öffentliche Bekanntmachung - Inkrafttreten        … 
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